Kapitel 1 

Grundbegriffe der VWL

Volkswirtschaft 

Gesamtheit der Einzelwitrtschaften ( priv, öff HH, Untern)


deren ökon Beziehungen


Soziales Gebilde mit Gesetzmäßigkeiten

Bedürfnisse


Gefühle des Mangels, Drang nach Mangelbeseitigung,

 ordinal aber nicht kardinal messbar

Maslowsche BP   (Grund, Sicherheits, Soziale, Wertschätzungs, Entwicklungs)

primäre 

angeborene triebhafte


sekundäre
aus sozialen Kontakten erworbene

kollektive
werden vom Staat befriedigt (Gesundheit, Bildung, Sicherheit)

Individuelle
werden privat befriedigt
(Nahrung Kleidung)

Bedarf

kaufkräftige Nachfrage

Nachfrage
am Markt erscheinender Bedarf

Knappheit
bedingt das wirtschaften und rationales Handeln

Gossensche Gesetze

Erstes GG : mit zunehmender Bedürfnisbefriedigung nimmt der Grenznutzen ab

Zweites GG : der private Haushalt maximiert dann seinen Nutzen, wenn sich die Grenznutzen der von ihm verwendeten Güter ausgleichen. 
Güter


Mittel die dem Menschen Nutzen stiften

-materielle  
Sachgüter

-imaterielle
Dienstleistungen, Rechte

-freie:
subjektiv in ausreichender Menge vertreten


nicht übertragbar


zu ihrer Beschaffung muß keine Mühe aufgewendet werden


(Luft, Sand, Meer)

-knappe: auch Wirtschaftsgüter

 subjektiv nicht ausreichend vorhanden


übertragbar


handelbar


es ist Mühe und Verzicht notwendig um sie zu Beschaffen


(Rohstoffe, PM, Nahrung)

Substitutionsgüter
Güter die austauschbar sind (Metall – Kunststoff)

Komplementärgüter
Güter die einander bedingen oder fördern ( Gabel – Messer, Auto-Benzin

Inferiore


Güter die bei unbegrenzter Vielfalt eher vernachlässigt werden 


Superiore

bevorzugte Güter

Individualgüter

Güter die man privat nutzt

Kollektivgüter

Güter die alle nutzen können

Heterogene
Nicht vergleichbare Güter (Autos verschiedener Hersteller,   ein Nutzen

Homogene
Güter, die man vergleichen kann  ( 5 Markstück – Schein)      mehrere Nutzen

Private

werden gehandelt, es kann jemand von der Nutzung ausgeschlossen werden

Öffentliche
es kann niemand von der Nutzung ausgeschlossen werden.

Meritorische Güter – hab ich mir verdient durch andere Vorleistungen


Verbrauchsgüter
- kurze Nutzungsdauer

Gebrauchsgüter
längere Nutzungsdauer

Preis 
Geldausdruck des Wertes eines Gutes

Arbeitsteilung & Markt

Arbeitsteilung


Aufteilung eines bislang von einer Person vollzogenen komplexen Arbeitsprozesses

-Vorteile
Spezialisierung erhöht Schnelligkeit



Einsatz spezialisierter Maschinen ( Kostengünstige Massenproduktion




beschleunigter technol Fortschritt



soziale Kontakte

-Nachteile
erhöhte Abhängigkeiten




Zwang zur straffen Arbeitsdisziplin



Möglichkeiten von Über Unterproduktion



Motivationsverlust

Ebenen – gesellschaftliche


- Betriebliche


- menschliche

Produktion und Produktionsfaktoren

Produktion (allg)

Auseinandersetzten mit Natur, Stoffwechselproz, Veredelung von Rohstoffen

Produktion (VWL)
alle erstellten Leistungen und Tätigkeiten




die zur Realisierung des Wirtsch.klauf nötig sind




Leisungen, die Bedürfnisse befriedigen

Produktionsfaktoren

· Boden /Natur

· Kapital

· Arbeit

· Humankapital/Technisches Wissen

Grundlagen einer Wirtschaftsordnung

Begriffe: 

Tauschwirtschaft 



Produktion auf Bestellung oder Markt


nicht mehr für Eigenbedarf

Subsistenzwirtschaft


geschlossene Hauswirtschaft


Eigenversorgungsorientiert


produzierte Güter gehen nicht in den monetären Kreislauf ein


werden nicht ins BSP eingerechnet

Produktionsstruktur

Was?

- Güter die stark nachgefragt werden, erziehlen i.d. Regel hohen Preis

( hoher Gewinn ( werden produziert

- Konsumentensouveränität

Transformationskurve

Wie?

Faktorallokationsproblem

- Preisverhältnis auf den Faktormärkten, also die kostengünstigste Allokation wird genutzt

Wieviel, Für Wen?

Einsatzmengen der Faktoren usw. 

- Angebots und Nachfragesituation auf den Faktormärkten entscheidet über die Höhe des Einkommens und damit über das für wen wieviel. 

Grundlegende Gestaltungsprobleme moderner Wirtschaftsordnungen

wichtig sind Klare Verhältnisse Eigentum und Vertragsrecht

1. Lenkungs und Allokationsproblem

-Verteilung der Ressourcen der PF  ( was wird hergestellt, wie wird es hergestellt

- Arbeitsteilung erfordert abgestimmtes Handeln der Wirtschaftssubjekt 

- Lenkung erfolgt über Preis( Gewinn( Markt

( somit Information über Knappheitsgrade erforderlich

Ansatz Marktwirtschaft  vs. Ansatz Zentralverwaltungswirtschaft

2. Leistungs und Motivationsproblem

- notwendig solange Knappheit an Gütern herrscht

- jeder denkt nur an sich

- für Güterversorgung muß Leistung erbracht werden( entsteht nur bei entspr Anreiuz

- umfaßt Ansporne, die motivieren und regulieren

- Gewinnchance und Verlustrisiko

3. Verteilungsproblem

- Verteilung der Ansprüche auf das gemeinsam erstellte Sozialprodukt

- Umverteilung - Regulierung

- Regeln Gesetze dazu erlassen

- solange vorhanden wie Knappheit herrscht

-Leistungsgerecht oder Bedarfsgerecht Verteilung

4. Macht & Interessenproblem

-egoistische Interessen sind Antrieb für Entwicklung 

- Interessenkonflikte zw. AN AG und Unt und HH

- einer ist des anderen Wolf

- Volkswirtschaft hat Obhutsaufgabe gegenüber den Privaten Wölfen

- mit Zunahme der Produktion und Kapital ( Zunahme Machtkonzentration ( kann Mechanismen der Marktwirtschaft einschränken ( Staat greift ein ( weitere Einschränkung der Mechanismen

5. Stabilisierungsproblem

- Konjunkturschwankungen

- bewußte Lenkung der Wirtschaft, um Krisensituationen zu meiden

- in freier MW automatische Stabisisierung durch Markgleichgewicht

- je mehr eingegriffen wird, desto mehr muß auch stabilisiert werden

- vordringlich zu lösendes Problem

- Geldwertstabilität, Verr. AL

Lösung der Probleme durch Entwicklung komplexer Strukturen

- Entscheidungsstruktur

- Koordinationsstruktur

- Informationsstruktur

- Motivationsstrukrur 

( manifestiert in Wirtschaftsordnung, Wirtschaftssystem und Wirtschaftsverfassung

Wirtschaftsordnung: 

Gesamtheit aller Normen Organisationsprinzipien Lenkungs und Entscheidungsmechanismen, Institutionen und Verhaltensweisen durch die alle wirtschaftlichen Aktivitäten Prozesse  in einer Gesellschaft dauerhaft gesteuert werden 

In einem normativen Sinne werden alle die Elemente einer Wirtschaftsordnung an ein übergreifendes Ziel oder Leitbild z.B. einem humanistischen freiheitlichen  Ideal oder eine gemeinschaftliche Kollektividee ausgerichtet. 

kurz Def:- 
umfasst Regeln Normen Institutionen als Rahmenbed. wirtsch. Entscheidungs und 

Handlungspielr von Einzelwirtschaften

Funktionen: 
 - Gesamth. Aufbau Ablauf Volksw.



- rechtliche Vorschrifen ( Wirtschaftsverfassung)

-  Koordination (Markt / Plan)



- Zielsetzung ( Gewinnmax. / Bedürfnisbefriedigung)



-  Institutionen 



- Eigentumsverfassung

	
	FREIE MARKTWIRTSCHAFT
	ZENTRALVERWALTUNGS-WIRTSCHAFT

	Planungsformen


	Dezentral ( Ebene der 

                    Einzelwirtschaften auf 

                   Basis pol Geseztg.)
	Zentral ( gesamte VW)

	Eigentum


	Privateigentum – private Eigentumsrechte
	Staatseigentum und Kollektiveigentum

	Preisbildung
	Marktpreisbildung


	Staatliche Preisfestsetzung

	Unternehmensformen

Rechtsform

Willensbildung

Zielseztung


	weitgehend frei wählbar

Alleinbestimmung der Eigentümer und Arbeitn. Mitbestimmung

Gewinnerzielung
	staatlich bestimmt

Alleinbest. durch Staatliche Planbürokratie

Planerfüllung

	Formen der Geldbereitstellung


	Spontane Geldschöpfung


	gemäß zentraler Planung

	Staatshaushalt


	Steuerstaat
	Unternehmerstaat, d.h. Gewinnabführung der Betriebe




Wirtschaftssystem:- konzentriert die Gestaltungsaufgabe auf  den ökonomischen Kern. 

-Verknüpfung zweckrationaler Ordnungselemente zu einem gesamtwirtschaftlichen 

   Steuerung und Koordinierungssystem 

-  soll Wirtschaftsptrozeß Güterknappheit mindern
- soll Einzelaktivitäten der Wirtschaftssubjekte auf dieses Gesamtziel hin zu 

koordinieren. 

Kurz Def:  Ordnungsmodell, nach best. Strukturprinzipien


    


- Planungsform





- Eigentum an PM





- Formen der Preisbildung





-Geldbereitstellung





- Unternehmensrechtsformen





- Staatshaushalt

wichtige Systemkomponenten: 
Entscheidung





Infrormation





Koordination





Motivation

Wirtschaftsverfassung: Zusammenfassung aller Komponenten der politischen Grundordnung

     (Staats und Rechtsordnung ) 

     in der Verfassung den Gesetzen und Verordnungen verankert

     Bezug zum Wirtschaftsleben auf allen Ebenen der Volkswirtschaft. 

Kurz Def: Summe aller wirtschaftl. rechtlichen Reglungen des relevanten Gebietes


           (Eigentums, Rechts, Sozial, Wettbewerbsordnung)

Ordnungspolitik:
- Schaffung und Ausgestaltung von Systemtragenden Ordnungsprinzipien des 

   jeweiligen Wirtschaftssystems


Funktionen der OP:


- Zuordnung der ökon. Entscheidungsbefugnisse



- Information der Wirtschaftssubjekte  (über Güterknappheiten und andere ökon. Fakten)



- Anreize verschaffen zur opt. Wirtschaftspolitik



- Planungskoordination



- Planungskontrolle



- Fehlplanungen ahnden

Möglichkeiten: Wettbewerbspol, Strukturpol, Außenwirtschaftspol, Verkehrspol, Energiepol, Sozialpol

KAPITEL II

Marktwirtschaft

Geistige konzeptionelle Grundlagen der Wirtschaftsordnungen

Grundlagen: 

- dominierende Funktion der Marktpreise

- Gewinnstreben 

- funktionierender Wettbewerb

- marktmäßige Entlohnung der Produktionsfaktoren

- Marktwirtschaft und Gerechtigkteit

ROLLE DES STAATES : Nachtwächterstaat

Lenkungssystem der freien Marktwirtschaft (Funktion der Preise)

Funktionen des Preises


Lenkungsfunktion


Signalfunktion


Planabstimmungsfunktion


Anreizfunktion

Wirtschaftlicher Kreislauf

Einfaches Kreislaufmodell und Erweiterung

Einzeichnen von Geld und Güterstrom!





Unternehmen

Güter gegen Geld




Geld gegen PF 

Markt für Konsumgüter




Markt für Produktionsfaktoren

Geld gegen Güter

Haushalte

Angebot von Arbeit/ gegen Lohn

Erweitert

mit Staat in der Mitte

Subventionen / Steuern

Sozialleistungen / Steuern

Quantitätsgleichung und deren Abhängigkeiten 

Mv = Yp

Grundfragen der sozialen Markwirtschaft

Aufgaben: 

- Sicherung der Rahmenbedingungen des Wettbewerbs

- Ausgleichung von marktw. Defiziten

- Intervention bei externen Effekten

- Übernahme staatlicher Monopole

- Stabilisierungspolitik

- Sozialpolitik

Freiheitliches Prinzip


-Freiheit der Entscheidungen und Handlungen, im Rahmen der ges. Möglichkeiten


(Berufswahl, Gewerbe, Privateigentum, Vertragsfreiheit, Wohnort, Arbeitsplatz)


-Grenzen, da wo die Rechte eines anderen beschnitten werden ( Kontrollfunktion des Staates)

Soziales Prinzip


- bedingt gewisse Eionschränkung des Freiheitsprinzips


- Auffangfunktion gescheiterter Individuen


- Sozialversicherung, Arbeitsschutz, Einkommens und Vermögnsbildung/ Umverteilung


  Wettbewerbssicherung / -Kontrolle

Ordnungsrahmen der soz Marktwirtschaft

Staatsverfassung und Rechtsordnung (dar. Eigentumsordnung)

Wettbewerbsordnung

Geld und Währungsordnung

Finanzverfassung

Sozialordnung

Arbeitsordnung

STAAT als Mitspieler und Schützer und Lenker

Voraussetzungen und Elemente der sozialen Markwirtschaft

Bedingungen der Soz MW

- Privateigentum

- bürgerl. Freiheit auch in der Wirtschaft

- Schutz vor staatl Willkür und überm. staatl. Belastungen

- Eigentumsfähigkeit aller ökon. Güter für alle

- Plebiszit des Marktes, d.h. kein Auffangen von Gew. und Verl

Sphäre des Staates und soziale Komponente

Soziale Komponenten

- Soziale Sicherung 

- Soziale Gerechtigkeit 

- Chancengleichheit und ‚Gleichberechtigung

- Schutz von Arbeit nehmern und Konsumenten (Verbraucher, Kündigungs, Mieterschutz uws.)

Rechsstaat

- Freiheitssicherung       (Schutz vor dem Staat und Schutz der Gesellsch vor dem Einzelnen)

- Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit

- Gewaltenteilung und Kontrolle

Kerngedanken des Konzepts soz.MW

- Koordinierung der Entscheidungen der Handlungsträger

- Wettbewerb statt staatl. Reglementierung

- Stellung des Ordnungsrahmens zum Funktioniern des Marktes

- Soziale Komponente mit möglichst wenig Beeinflussung des Wettbewerbs und Marktes

Grundgesetz und Wirtschaftsordnung

Art 2 freihe Persönlichkeitsentfaltung

Art 3 Gleichheit

Art 9 Vereinigungsfreiheit

Art 11 Bewegungsfreiheit

Art 12 Berufswahlfreiheit

Art 14 Eigentum

Wettbewerbs, Handels, und Gewerbefreiheit

Soziale Marktwirtschat und  Ziele der Wirtschaftspolitik

Magisches Viereck  - Gesamtwirtschaftliche Ziele : 


- Preisstabilität


- Vollbeschäftigung


- Außenwirtschaftliches Gleichgewicht


- hohes Wirtschaftswachstum


- optimale Ressourcenverwendung


- Umweltschutz


- gerechte Einkommens und Vermögensverteilung

Problem, teilweise substituierende Ziele

Träger der Wirtschaftspolitik in der BRD

Regierung, Parlamente, Verwaltung

Bundeskartellamt

Bundesbank

Unternehmerverbände und Gewerkschaften

International:


Organe der EG


Organe des allgemeinen Zoll und Handelsabk. GATT


Internationaler Währungsfonds


Bank für internationalen Zahlungsausgleich


Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

KAPITEL III  Eigentumsordnung

Eigentum : rechtliche Herrschaft über Sache und Rechte


Alleineigentum: - nur eine Person


Miteigentum: 
- nach Anteilen jedem ein Anteil




- Gesamt alles allen

Besitz
:  tatsächliche Verfügungsgewalt , oft Auflagen des Eigentümers unterworfen


Alleinbesitz, Mitbesitz

Ordnungspolitische Bedeutung der Eigentumsrechte 

Nutzen des Eigentums:


ökonomischer Umgang mit Ressourcen


minimieren Transaktionskosten


fördern Risikobereitschaft


Selbstverwirklichung


Funktionen des Privateigentums 


Ertragsfunktion  (Wohlfahrt + Unabhängigkeit)


Werterhaltungsfunktion/Leistungsanzeizfunktion



(Ansporn und pflegsamerer Umgang)


Wettbewerbssicherungs und Fortschrittsfunktion



( Risiko – Venture Kapital) 

- Aspekte des Property Rights Ansatzes der Ordnungstheorie (Alchian-Parabel)

A - Dimensionen des Begriffes Property Rights


- Rechte einer Person an ökon. Gut  (Verfügung, Handels, Nutzungsrechte)


- Unterschiedl Grade der Nutzung bzw Verwendung


- Individuelle und Kollektive Eigentumsrechte


- mit Eigentum verb. Pflichten


- Übertragbarkeit

B – Verfügungsrechte Anreizstrukturen und Verhalten

- Welcher Zusammenhang zwischen unterschiedlich ausgestalteten Eigentums bzw. Verfügungsrechten auf der  einen     und Anreizstrukturen auf der anderern Seite liegt der sog. Alchianparabel zugrunde.

Inhalt der PropRightstheorie:

-verdeutlicht Anreizstruktur der Verfügungsrechte einer VW

- bringt Unterschiede zw. Kollektiv und privat Besitz zum Ausdruck und deren Auswirkungen

- zeigt wie sich diese bei Veränderung auswirken

- zeigt Vort. Privateigentum an PM auf (Flexibilität, Unternehmenskontrolle, Motivation, 

- Aussagegehalt der Alchian-Parabel

Inhalt: 
Anton 1


Anton arbeitet wie alle


100 Leute Gesamt
10 Unternehmen 




jeder erarbeitet 1/10 für jedes Unternehmen ( = 1000 DM * 10 *100 ( Ertrag * Unt* Leute)


jeder erhält 1/100 der Vermögensänderung aller Unternehmen


Anton erhält 100 selbst und 9900 von anderen  = 10000

andere  erhält von Anton 100  und 9900 von anderen Anteilen = 10000

Ausgangssituation : wie wäre die Ideale Planwirtschaft


Anton 2


Anton arbeitet nur noch halbsoviel


100 Leute Gesamt
10 Unternehmen 




jeder erarbeitet 1/10 für jedes Unternehmen ( = 1000 DM * 10 *100 ( Ertrag * Unt* Leute)


jeder erhält 1/100 der Vermögensänderung aller Unternehmen


Anton erhält 50 selbst und 9900 von anderen = 9950 hat aber nur 5000 erarbeitet


Reduktion des Aufwandes um 50 % = 0,5 % weniger Ertrag


andere erhalten 50 von Anton und 9900 von anderen = 9950

Was wird passieren durch den menschl veranl. Egoismus wenn Anreizstrukturen und Kontrollstrukturen  des PE PM nicht gegeben sind.


Anton 3


Reduktion auf 4 Personen mit gleichen Entscheidungsrechten und Erträgen


d.h. durch Halbierung des Aufwandes und Ertrages von Anton nur noch 4 Leute betroffen




Ertrag
Auszahlung


Anton  

5000
8750

- 50 % Aufwand und – 12,5% Verlust


Andere 4
10000
8750

-  0 % Aufwand und  - 12,5 % Verlust


Andere 96
10000
10000

kein Verlust

Jetzt bei kleineren Strukturen ( soll Privateigentum zum Ausdruck bringen


Anton 4


Dicke Kugel 

Jetzt Verfügungsrechte handelbar ( noch mehr motivation und Gewinnmöglichkeiten bei Aktion

Eigentumsordnung des Grundgesetzes

Grundgesetz Art 14 (Eigentum, Enteignung, Erbrecht)

Art 15 ( Sozialsierung) 

KAPITEL IV Wettbewerbsordnung

- Begriff des Wettbewerbs 

Rivalisieren von Marktteilnehmern um Geschäftsabschlüsse

Auswahlmöglichkeiten für Tauschpartner

Vorteile :Preis, Absatz, Vertriebs, Produktquallität

Funktionen:


Lenkung und Steuerung ( durch dezentrale Nachfrage und Angebot) 


Anreiz und Innovationsfunktion ( um bestehen zu können muß man besser sein) 


Verteilungsfunktion (Gewinn je nach Wettb. position) 


Freiheits und Freiheitssicherungsfunktion ( zwichen Alternativen wählen)

Ziele:


Freier Leistungswettbewerb


( Begrenzung der Konzentration,  (Zusammenschlußkontrolle)

      Vermeidung von Verhaltensabst. ,  (Kartellverbot)

       Sicherung des freien Marktzugangs (Verbot von Diskriminierungen neuer Anbieter) 

Bedingungen für funktionierenden Wettb.

-Marktprinzip (Konsument im Mittelpunkt, A u N bestimmen Preis, Preis als Knappheitsanzeiger)

- DezentralePlanung 

- Passive Rolle des Staates ( Bereitstellung von Bildung, nicht wettbewerbsfähiger Güter)

- Wirtschaftlichkeits und Rentabilitätsprinzip 

- Allgemeine Freiheitsverbürgung ( Recht auf Priveig PM, Dispositionsfr., Vertrags und Gewerbefr, 

Konsumfr, Wohn und Arbeitsplatz, Produktions und Handelsfr.)

- Konkurrenz und Wettbewerbsprinzip
Wettbewerbsbeschränkungen

Ursache ist Wettbewerb selbst

- man will sich den Zwängen und Risiken der Umwelt entziehen

- Finanzierungsvorteile

- Größenvorteile

- Diversifizierungsvorteile

- Markteintrittsbarrieren

- unlauterer Wettbewerb

Betrug, Irreführung, Diffamierung

- Verboten zum Konsumentenschutz (UWG, Rabattgesetz, Wideruf von Haustürgeschäften) 

- Kartelle

Merkmale: Verhaltensabsprachen, rechtl. selbstständig, Beschränkung der Handlungsfreiheit, Ziel mehr Gewinn

Typen nach Zielen

Gewinnsteigerung auf Kosten der Gegenseite

Gemeinsame Org. Absatz, Beschaffung

Rationalisierung

Krisenbewältigung

Beispiel:


Preiskartell – Absatz zu Festpreisen oder Verbot des Unterbietens von Mindestp.



    Folge: frei bildender Marktpreis im Gleichgewicht nicht möglich



               Ausbeutung der Marktgegenseite durch kollektive Monopolis.




Anreiz zur Innovation entfällt




Ausscheiden schwache entfällt

Typen nach Akrionsparametern

Preiswettbewerb einschränken

Absatzmengen und Absatzgebietsrelevante

Außenhandel

Produkte und Techniken

Ausnahmekartelle: 

Anmeldungskartelle  (Normen, Export)

Widerspruchskartelle ( Konditionen, Rabatt, Spezialisierungs, Kooperations)

Erlaubniskartelle (Strukturkrisen, Rationalisierungs, Import,)

Beispiel:


Konditionenkartell: - einheitliche Anwendung einheitl. Geschäfts, Liefer und Zahlungsbed. 



Folgen
    - Markttransparenz ist verbessert und Vertragsabwicklung erleichtert




    - Wettbewerbsfördernd

-Mißbrauch von Marktmacht

Unternehmen mißbraucht überlegene Marktstellung, wenn es sich auf Kosten der Unterlegenen Vorteile verschafft

- Preisdiskriminierung 

-Lieferdiskriminierung

- Vertriebsbindungen

-Unternehmenskonzentration

horizontale, vertikale, diagonale 

(Fusion (rechtl zusschl) , Konzern( eine Leitung rechtl selbsst.) , Anteilserwerb (vodafone /Mannesmann), Joint Venture,           Personelle Verflechtungen) 

Probleme

Rechtsgrundlagen der Wettbewerbspolitik

-Gesetz gegen Unlauteren Wettbewerb UWG

- Rabattgesetz

- Markengesetz

-Patentgesetz

- Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen GWB


(Kartellpolitik, Mißbrauchsaufsicht, Zusammenschlußkontrolle, Institutionalisierung der 

Wettbewerbspol)

Kapitel V Geld und Währungsordnung

Geldtheoretische Grundlagen

Funktionen

- Zahlungsmittel

- Wertaufbewahrung

- Recheneinheit

- Vergleichsmittel

- Tauschmittel – senkt Informationskosten und Transaktionskosten 

Arten

- Bargeld (Banknoten, Münzen)

- Buchgeld

-Geldnahe Forderungen

Bedeutung

-Zerlegung des Tauschs

- Rationalisierung

- Ermöglichung von Arbeitsteilung

Europähischen Zentralbank und die Veränderte Stellung der Bundesbank

EZB

Direktorium: Präsident + 4



Aufgaben Durchsetzen der Geldpolitik

EZB RAT : Direktorium  + Präsidenten der nationalen Zentralbanken



Aufgaben : Geldpolitik beschließen

Aufgaben
: Geldwertstabilität



Zahlungsverkehr der EU organisieren



Währungsreserven verwalten



Eurogeld in Umlauf bringen


+ eventuell Wirtschaft unterstützen wenn...

Dimensionen der Unabhängigkeit der EZB


Funktionell


Personell (Auswahl der Mitglieder)


instrumentell ( Weisungsunabhängig) 


finanziell 

- Geldpolitische Instrumente 

- Offenmarktgeschäfte


Hauptfinanzierungsinstrument ( 2 wochen , wöchentlich, Standardtender, befristet )


Längerfristige Refinanzierungselemente ( 3 Monate, monatlich, Standardtender befristet)


Feinstrukturierungsoperatione  ( je nach dem, Schnelltender, bilaterale Geschäfte, befristet, definitiv)


Strukturelle Operationen            ( unregelmäßig, bilateral Standardtender, befristet, definitiv) 

-Ständige Fazilitäten ( Ersatz zu Lombard ) 


Spitzenrefinanzierungsfaz.  (über Nacht, auf Initiative der Geschäftspartner)



Einlagefazilität( dito nur umgedreht, es wird etwas genommen) 

- Mindestreserven  ( stabilisierung der Geldmarktsätze, Herbeiführung einer strukturellen Liquiditätsknappheit)

Verfahren zur Realisierung 

Standarttender ( 24 Stunden, Angebot- Zuteilung 2)

Schnelltender   ( eine Stunde für Feinsteueroperationen) 

Mengentender  ( Festsatztender, ( Gebote über Betrag, Angebot durch Menge = % * Nachfrage)

Zinstender  ( Zins und Menge werden geboten, höchste vorrangig... ) 

Grundlagen der Geld und Währungsordnung

Akteure und Märkte im monetären Sektor

Zentralbank, Geschäftsbanken, Nichtbanken

Geldversorgung der Wirtschaft

Zentralbankgeld 
: Bargeld , Sichteinlagen

Geschäftsbankengeld: Sichteinlagen

Monetäre Basis
: Geldnachfrage der Nichtbanken = Geldschöpfungsmutlipl. * Geldangebot der Zentralbank

M1
Noten + Münzen + Sichtguthaben

M2
M1 + Terminguthaben LZ 2Jahre 

M3
Spaareinlagen und Einlagen mit 3-Monatskündigungsfrist

Geldmengenentwicklung  Korridor  BB 5-6 % , EZB 4,5 %

Berechnungszeitraum BB 1 Monat, EZB 3 Monate

Geldschöpfung

Geldschöpfung durch Zentralbanken und Geschäftsbanken

Zentralbankgeldschöpfung: erfolgt wenn ZB Vermögensteile von anderen WE kauft oder Kredite gewährt und mit Gelddarstellenden Verbindlichkeiten zahlt (Banknoten, Sichtguthaben)

-Versorgung der VW mit Zentralbankgeld

-ZB kauft Wertpapier, Devisen oder Gold von Unternehmen

-ZB kauft Devisen von Geschäftsbank

-ZB gewährt Kredit an Geschäftsbank  

Giralgeldschöpfung

Passiv: Einzahlung von Banknoten durch Kunden an Geschäftsbank  gegen Sichtguthaben

Aktiv    Kauf eines Aktivums gegen Sichtverbindlichkeit


Kreditgewährung gegen Sichtguthaben

Grenzen der Geldschöpfung

ZBgs: keine außer Rahmenbedingungen

Giral: max freie ZB-Geldmengen + kurzfristig wiederverfügbare 

           eigentlich also von ZB abhängig

Prozeß der multiplen Giralgeldschöpfung

M Geldmenge

b   Barauszahlung in Prozent

r Mindestreservesatz

M =            1           .  

          b + r  *  (1 – b)

Geldpolitik und Inflation

Geldangebot und Geldnachfrage sowie deren Zusammenhang mit Inflation 

- GA und GN-unterschiede lösen Anpassungsprozess aus

- Zinsen Preise und Realeinkommen ändern sich darauf hin ( Auswirkungen auf GA / GN

- Geldpolitik wirkt duch ZB-Geldmenge und Mindestreservesatz ein

Quantitätstheorie

M = K(i) * P * Y  ( Geldmenge = Kassenhaltungskoeff. (Zinssatz) * Preisniveau * Realeinkommen)

Lohn Preis Spirale

Lohnsteigerung ( Preissteigerung( Lohnsteigerung( Geldnachfrage hoch( Geldmenge gleich( Geldverknappung( Zinsen hoch( Nachfrage sinkt ( Produktion und Realeinkommen runter 

Nachfrage – Sog – Inflation

Anstieg Nachfrage ( Gesamtnachfrage hoch ( Preisanstieg( Geldnachfrage hoch ( Geldverknappung ( Zinsanstieg ( Nachfrage sinkt ( Preisauftrieb geht zurück

Inflationsfolgen

- Gefährdung der Zahlungsmittelfunktion

- Wertaufbewahrungsfunktion

- Erhöhtes Zahlungs und Bonitätsrisiko

- Wechselkursunsicherheit

- Schuldner profitieren

- Bezieher von Transferleistungen haben Realeinbußen

KAPITEL VI Finanzverfassung

 Grundlagen 
Begriff der Finanzverfassung

DEF:  
die Regelungsbereiche der Staatsverfassung die sich mit der Verteilung der Aufgaben, Ausgaben und 

Einahmekompetenzen auf die verschiedenen Ebenen des vertikal und horizontal gegliederten Staates beziehen.

Bundesstaat:  
Hoheitsaufgaben auf zwei bis drei Ebenen verteilt



Ebenen mit eigenen Souveränitätsrechten

Vorteile

vertikale Gewaltenteilung



Subsidiaritätsprinzip ( wenn der kleinere kann dann soll er auch)

Verteilung der Aufgaben bzw. Ausgabenkompetenzen 

Gesetzgebungskompetenz Bund und Länder


- wer darf was erlassen


- Bundes  (Internationale Bez, Verteidigung)


- konkurrierende (Arbeitsrecht, Sozial, Umwelt)


- Länder haben nur regelungsbefugnis

Verwaltungskompetenzen


- auf welcher Ebene werden Gesetze ausgeführt

Ausgabenbefugnisse / Finanzierungspflicht


- jeder bezahlt das was er auch beschließt

Zuteilung der Steuerhoheitsrechte (Steuergesetzgebungshoheit – Steuerertragshoheit 

   Steuerverwaltungshoheit Aufkommensverteilung)

Steuergesetzgebungskompetenz


Ausschließlich Bund


Konkurrierendes


Ländersache 

Steuerertragskompetenz


Trennprinzip 
( Bund : Zölle usw,  Land: Erbschaft, Kfz    Gemeinden: Gewerbe, Grund)


Verbundprinzip ( Einkommenssteuer wird aufgeteilt auf Bund und Länder und Gemeinden




Körperschaftssteuer an Bund und Länder)

direkte Steuererhebung : Träger und Schuldner identisch ( Einkommenssteuer)

indirekte Steuererh.
: Überwälzung der Steuer von Schuldner an Käufer ( Mineralölsteuer) 




    nicht ohne weiteres erkennbar

Arten: Besitzsteuern, Verbrauchssteuern, Verkehrssteuern, Zölle

andere Staatseinnahmequellen: Erwerbseinkünfte, Abgaben, Kredite

Finanzausgleich zwischen Bund Ländern und Gemeinden

Horizontale Steuerverteilung

wegen Disparitäten von Wohn und Arbeitsstätte

Umsatzsteuer nach Länderquote nach Einwohnern

Horizontaler Finanzausgleich der Länder

Reich an arm ( Annäherung an Durchschnitt

Ergänzungszuweisungen des Bundes

Extra Hilfe  für besonders Schwache ( Fehlbedarf, Sonderbedarf, Übergangsbedarf) 

Vertikal – horizontaler FA zwischen Ländern und Gemeinden

Stärkung der Gemeinden

Ausgleich zw. Gemeinden

KAPITEL VII Arbeits und Sozialordnung

- Prinzipien und historische Entwicklung des Sozialstaats in Deutschland

-Sicherung der materiellen Freiheit für alle

- Durchsetzung der sozialen Gerechtigkeit

- Sicherung des Sozialen Friedens

Arbeitsschutz

Gefahren und Betriebsschutz


Arbeitsplatzsicherheit


Standards, Normierungen, Sicherheitsregeln

Arbeitsschutz


Arbeitsschutzvorschrifent

Schutz des Arbeitsverhältnisses


Schutz vor Willkürlicher Kündigung

Betriebs und Unternehmensverfassung ( Arbeitnehmermitbestimmung)

Betriebsverfassungsgesetz

Unternehmungsmitbesimmung

Arbeitgeber- Gewerkschaften Regelung

Sozialpartnerprinzip

Sozialpartner  : Arbeitgeber - Gewerkschaften

Grundlagen: Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie, Chancengleichheit

Regelungen der Arbeitsbez. : Tarifvertragsgesetz, Lohn / Geh. Tarifvertrag, Manteltarifvertr. , Rahmentarif

Instrumente : Tarifkündigung, Verhandlung, Erklärung des Scheiterns der Verh. Urabstimmung, Streik, 

Aussperrung, Schlichtung

Abgestufte Rechte des Betriebsrates


Mitbestimmung / Initiativrecht  ( Arbeitszeit, Sozialplan) 


Zustimmung ( Einstellungen, Versetzungn...)


Beratung ( Arbeitsplatz, Ablauf...)


Anhörung ( Entlassungen)


Unterrichtung ( Personalpl)

Ebenen: 


Überbetrieblich 

Wirtschafts und Sozialräte des DGB


Unternehmensebene
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ( BVG 72, Montan 51, Mitbges 56,76) 


Betrieblich

Betriebsrat ( Betriebsvg. 72)


Individual

Einsicht in Personalakte ( Kündigungsschutzges. , Mutterschutzges.) 

Arbeitsmarktordnung

Vermittlung ,Beratung Förderung

Tarifvertragswesen

Tarifautonomie grundgesetzlich festgehalten

Arbeitslosenhilfe, versicherung, marktpolitik

System der Sozialen Sicherung ( Kranken, Unfall Renten und Arbeitslosenversicherung, Sozialhilfe)

Unfallversicherung

Krankenversicherung

Rentenversicherung

Pflegeversicherung

Sozialhilfe

Versicherungsprinzip

Fürsorgeprinzip

Vorsorgeprinzip

